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Weinmann: Gesetzentwurf für Ausländer-Studiengebühren ist
Offenbarungseid grüner Hochschulpolitik

In der heutigen ersten Beratung des Gesetzesentwurfes der Landesregierung zur Einführung von
Studiengebühren für Nicht-EU-Ausländer sagte der Vorsitzende des Arbeitskreises Wissenschaft der
FDP-Landtagsfraktion, Nico Weinmann:

„Der vorliegende Gesetzesentwurf opfert den grünen Nimbus der kostenfreien Hochschulbildung und
gleicht einem Offenbarungseid. Im Jahr 2011 hatte sich Ministerin Bauer für die Abschaffung der
allgemeinen Studiengebühren feiern lassen und zwei Beweggründe für diese Abschaffung
hervorgehoben. Sie betonte damals die vermeintliche soziale Gerechtigkeit eines gebührenfreien,
steuerfinanzierten Studiums und die untrennbar damit zusammenhängende Verbesserung der
Studienbedingungen.

Heute muss Frau Ministerin Bauer eingestehen, dass es für eine Sicherstellung und Verbesserung der
Qualität der Hochschulen Studiengebühren bedarf. Allerdings bleibt Frau Bauer hier inkonsequent. Auch
das Thema soziale Gerechtigkeit rückt mit der Einführung diskriminierender Gebühren für Ausländer in
immer weitere Ferne. Das Gesetz dient einzig dem Zweck, den klammen Haushalt von Frau Bauer zu
retten, ohne wirklich auf eine Verbesserung für die Qualität der Lehre hoffen zu lassen. Der kleine Anteil,
der an den Hochschulen verbleiben soll, wird absehbar komplett vom tatsächlichen Verwaltungsaufwand
vor Ort aufgezehrt werden. Die zahlreichen Ausnahmen, die das Gesetz vorsieht, werden nicht nur eine
erhebliche Bürokratie aufbauen, sondern dezimieren die erwarteten Einnahmen auch mit jeder
Nachbesserung, die Ministerin Bauer in ihrem tabubrechenden Gesetzesentwurf vornimmt.

Wirkliche soziale Gerechtigkeit schaffen aus Sicht der FDP-Landtagsfraktion nur nachlaufende
Studiengebühren. Wir wollen alle Studierenden maßvoll an den Kosten ihrer Ausbildung beteiligen; der
angehende Handwerksmeister trägt die Kosten seiner Ausbildung schließlich auch komplett selbst.
Vielleicht sollte Ministerin Bauer in dieser zentralen Frage der Hochschulpolitik nicht im grünen
Stammbuch lesen, sondern mal einen Bildungsökonomen fragen.“


